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Rülke und Kern: Nicht Aktionismus tut Not bei der Bildung, sondern
entschiedenes Handeln

Der Vorsitzende der FDP-Landtagsfraktion, Dr. Hans-Ulrich Rülke, und der bildungspolitische Sprecher,
Dr. Timm Kern, sagten zu den Planungen der Kultusministerin, das Landesinstitut für Schulentwicklung
(LS) und die Akademie für Fortbildung und Personalentwicklung an Schulen zwecks Qualitätssicherung in
zwei neu zu gründenden Instituten aufgehen zu lassen und diese zukünftig auch der Fachaufsicht des
Ministeriums zu unterstellen:

Rülke: „Bei den bundesweiten Vergleichsarbeiten VERA 3 und VERA 8 hat Baden-Württemberg ein
weiteres Mal ein verheerendes Ergebnis erzielt. Der Abwärtstrend bei den Schülerleistungen setzt sich
somit in dramatischer Weise fort. Deshalb genügt es nicht, mit purem Aktionismus einige Landesinstitute
umzukrempeln und die Seminare für Lehrerbildung an die Kandare zu nehmen. Das führt bestenfalls zu
langfristigen Ergebnissen. Was Not tut, ist schnelles und entschiedenes Handeln. Die Landesregierung
muss aufhören, ihr Prestigeprojekt „Gemeinschaftsschule“ zu privilegieren und die Schularten des
baden-württembergischen Schulwesens nicht länger zu vernachlässigen, die jahrzehntelange Erfolge
hervorgebracht haben, wie die Gymnasium, Realschulen und Beruflichen Schulen. Die FDP-Fraktion
fordert erneut, die Bevorzugung der Gemeinschaftsschule zu beenden und den anderen Schularten
wieder die Chance zu geben, so erfolgreich zu wirken, wie dies vor der grün-roten Kulturrevolution der
Fall war.“

Kern: „Die Bildungspolitik der ehemaligen grün-roten Landesregierung hat unser Bildungswesen
durcheinander gewirbelt und die an ihm Beteiligten in erheblichem Maß verunsichert. Wir Freien
Demokraten im Landtag sind überzeugt, dass verlässliche Rahmenbedingungen und mehr
Eigenständigkeit der Schulen ein Erfolg versprechender Weg sind, nicht aber zentralistische
Durchgriffsrechte der Kultusministerin. Vorrang hätte, denjenigen den Rücken zu stärken, die vor Ort
Verantwortung für unser Bildungswesen und damit auch für seine Qualitätsentwicklung tragen, vor allem
Lehrerinnen und Lehrer, Schulleiterinnen und Schulleiter sowie die Schulträger.“


